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.Ausgangszustandsbericht und Rückführungspflicht nach der IED-Richtlinie

Erforderlichkeit, Zweck und Inhalt des Ausgangs-
zustandsberichtes
Bei Neu- und Änderungsgenehmigungen für Anla-
gen nach der Industrieemissionsrichtlinie (2010/75/
EU), in der relevante gefährliche Stoffe verwendet, er-
zeugt oder freigesetzt werden, ist gemäß § 10 Abs. 1 a 
BImSchG mit den Antragsunterlagen ein Ausgangszu-
standsbericht (AZB) vorzulegen, wenn und soweit eine 
Verschmutzung des Bodens oder des Grundwassers 
auf dem Anlagengrundstück durch die relevanten 
gefährlichen Stoffe möglich ist und dies durch die 
tatsächlichen Gründe eines Eintrages in Boden oder 
Grundwasser nicht ausgeschlossen werden kann. Der 
Ausgangszustandsbericht ist Maßstab für die neu ge-
regelte Rückführungspflicht nach § 5 Abs. 4 BImSchG, 
die bei Einstellung des Anlagenbetriebs ergänzend 
neben die bisherige Pflicht zur Wiederherstellung ei-
nes ordnungsgemäßen Zustandes des Anlagengrund-
stücks (§ 5 Abs. 3 BImSchG) tritt. Die Rückführungs-
pflicht bezieht sich auf erhebliche Boden- oder Grund-
wasserverschmutzungen durch relevante gefähr liche 
Stoffe infolge des Anlagenbetriebs seit dem 07. 01. 2013 
(Datum, zu dem die IED-Richtlinie hätte umgesetzt 
sein müssen) und umfasst, soweit dies verhältnismä-
ßig ist, Maßnahmen zur Beseitigung der Verschmut-
zung, um das Anlagengrundstück in den Ausgangszu-
stand zurückzuführen.
Bei der erstmaligen Beantragung einer Genehmigung 
für eine IED-Anlage, also einer Anlage, die in Anhang 1 
der 4. BImSchV, Spalte d mit dem Buchstaben „E“ ge-
kennzeichnet ist, muss seit dem 02. 05. 2013, dem 

Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes zur Umset-
zung der Richtlinie über Industrieemissionen (BGBl. I, 
S. 734), ein Ausgangszustandsbericht vorgelegt wer-
den. Für sog. Bestandsanlagen und Änderungsgeneh-
migungen gelten Übergangsfristen gemäß § 67 Abs. 5 
BImSchG.
Aufgrund seiner Beweissicherungsfunktion hat der 
Aus gangszustandsbericht gemäß § 4 a Abs. 4 der 
9. BImSchV die Informationen zu enthalten, „die 
erfor derlich sind, um den Zustand der Boden- und 
Grund was serverschmutzung zu ermitteln, damit ein 
quantifizierter Vergleich mit dem Zustand bei der Be-
triebseinstellung der Anlage vorgenommen werden 
kann“. Hierzu hat der Ausgangszustandsbericht für 
das Anlagengrundstück die folgenden Informationen 
zu enthalten:
• Informationen über die derzeitige Nutzung, die 

dem Antragsteller vorliegen müssen, und, soweit 
sie verfügbar sind resp. mit zumutbaren Mitteln 
verfügbar gemacht werden können, Informationen 
über die frühere Nutzung des Anlagengrundstü-
ckes,

• Informationen über Boden- und Grundwassermes-
sungen, die den Zustand zum Zeitpunkt der Erstel-
lung des AZB dokumentieren und die dem Stand 
der Messtechnik entsprechen; neue Boden- und 
Grundwassermessungen sind nicht erforderlich, 
soweit bereits ausreichende Informationen über 
den Zustand des Bodens und des Grundwassers vor-
liegen.

Ausgangszustandsbericht und Rückführungs-
pflicht bei genehmigungspflichtigen Industrie-
anlagen nach der IED-Richtlinie
Harald Bauer, Bernd Braun, Peter Doetsch, Wolfgang Tillmanns

Betroffene Industrieanlagen nach Anhang 1 der 4. BImSchV (Auszug)
• Energiewirtschaft, z. B. Verbrennungsanlagen ab 

50 MW Feuerungswärmeleistung, Öl-, Gasraffine-
rien

• Herstellung und Verarbeitung von Eisen- und 
Nichteisenmetallen, z. B. Stahlerzeugung ab 
2,5 t/h

• Mineralverarbeitende Industrie (Zementherstel-
lung in Drehrohröfen ab 500 t/d, Kalkbrennen ab 
50 t/d, Glasherstellung ab 20 t/d)

• Chemische Industrie (Herstellung von Chemika-
lien sehr detailliert geregelt, Düngemittel, Pflan-
zenschutzmittel)

• Oberflächenbehandlung mit organischen Stof-
fen, z. B. Appretieren, Bedrucken, Beschichten … 
mit Verbrauch organischer Lösemittel ab 150 kg/h 
oder ab 200 t/a

• Herstellung von Papier und Pappe ab 20 t/d
• Herstellung von Span-, OSB- und Faserplatten auf 

Holzbasis ab 600 m3/d1)

• Konservierung von Holz / Holzerzeugnissen ab 
75 m3/d 1)

1) Anlagen nicht geregelt in bislang geltender IVU-Richtlinie
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Ausgangszustandsbericht und Rückführungspflicht nach der IED-Richtlinie.

Im Kontext der Regelungen zum Ausgangszustands-
bericht in § 10 Abs. 1 a BImSchG und seiner beweissi-
chernden Funktion wird deutlich, dass Informatio-
nen zur Vornutzung des Anlagengrundstückes sowie 
Boden- und Grundwassermessungen nur dann von Be-
deutung sind, wenn auch während zurückliegender 
Nutzungsperioden mit denselben relevanten gefähr-
lichen Stoffen umgegangen wurde, da nur diesbezüg-
lich die bereits vorliegenden Boden- und Grundwas-
serverschmutzungen dokumentiert werden müssen, 
um nach Beendigung des beantragten Anlagenbe-
triebs die Rückführungsverpflichtung quantitativ als 
Differenz zum Ausgangszustand auszuweisen.

Um die Notwendigkeit und die Informationstiefe ei-
nes Ausgangszustandsberichtes festzulegen, ist, ne-
ben der für den BImSchG-Genehmigungsantrag erfor-
derlichen Anlagenbeschreibung mit Art und Umfang 
der Produktionsverfahren, der Dokumentation von 
Roh- und Hilfsstoffen, sonstigen Betriebsstoffen und 
Energie, die in der Anlage verwendet oder erzeugt 
werden, sowie der Darstellung des Zustandes des An-
lagengrundstückes, insbesondere eine detaillierte 
Dokumentation über die in der Anlage verwendeten, 
erzeugten oder freigesetzten gefährlichen Stoffe erfor-
derlich. Hierzu ist aus der Analyse der Produktions-
prozesse und den hierbei verwendeten Roh-, Hilfs- und 
Betriebsstoffen sowie den erzeugten Zwischenproduk-
ten unter Berücksichtigung eines eventuell vorliegen-
den Gefahrstoffkatasters mit den zugehörigen Sicher-
heitsdatenblättern eine Inventarliste der verwende-
ten, erzeugten und freigesetzten Stoffe zu erarbeiten. 
Da ein Ausgangszustandsbericht für eine IED-Anlage 
nur dann vorgelegt werden muss, wenn die Vorausset-
zungen nach § 10 Abs. 1  a BImSchG zutreffend sind, 
ist die Inventarliste schrittweise dahingehend zu ver-
dichten, ob es sich um gefährliche Stoffe im Sinne von 
§ 3 Abs. 9 BImSchG handelt, sie ihrer Art nach eine 
Verschmutzung des Bodens oder des Grundwassers 
verursachen können (stoffliche Relevanz; § 3 Abs. 10 
BImSchG) und in erheblichem Umfang in der Anlage 
verwendet, erzeugt oder freigesetzt werden (Mengen-
relevanz; § 3 Abs. 10 BImSchG).

Stoffliche Relevanz, Mengenrelevanz und Ausschluss 
der Verschmutzungsmöglichkeit
Da § 3 Abs. 9 BImSchG bezüglich der Stoffgefährlich-
keit auf die CLP-Verordnung (VO(EG)1272/2008) ver-
weist, ist zunächst zu prüfen, ob in der beantragten 
Anlage Stoffe und / oder Gemische im Sinne des Ar-
tikels 3 der CLP-Verordnung gehandhabt werden, 
welche die Stoffeigenschaften nach Anhang 1, Teile 
2–5 der CLP-VO aufweisen, d. h. die Kriterien für phy-
sikalische Gefahren (Teil 2), Gesundheitsgefahren 
(Teil 3), Umweltgefahren (Teil 4) und zusätzliche 
Ozonschichtgefährdung (Teil 5) erfüllen. Die stoffli-
che Relevanz wird in der CLP-Verordnung über Gefah-
renhinweise (H-Sätze) definiert. Da die physikalischen 
Gefahren (H2xx) im Wesentlichen sicherheitstechni-
sche Aspekte, z. B. ex plo sive, oxidierende Stoffe resp. 
Gemische, dokumen tieren, werden sie in Bezug auf 
eine mögliche Verschmutzung von Boden und Grund-
wasser als nicht relevant beurteilt. Gleiches gilt für 
die in Teil 5 der CLP-Verordnung genannten Gefah-
ren der Ozonschichtgefährdung (zusätzliche EU-Ge-
fahrenklasse). Demgegenüber sind Stoffe / Gemische 
mit H3xx-Sätzen (Gesundheitsgefahren) und H4xx-
Sätzen (Umweltgefahren) bezüglich einer möglichen 
Verschmutzung von Boden und Grundwasser grund-
sätzlich als relevant zu bewerten. Handelt es sich al-
lerdings bei den verwendeten, erzeugten oder freige-
setzten Stoffen um Gase (Dichte kleiner als Dichte von 
Luft), so kommen diese beim Austreten aus oberirdi-

Übergangsvorschriften gemäß 
§ 67 Abs. 5 BImSchG
Bei sog. Bestandsanlagen, das sind Anlagen, die sich 
vor dem 07. 01. 2013 bereits in Betrieb befanden und 
infolge der Zuordnungsmerkmale (Art und Weise 
der Produktion, Mengenschwellen, etc.) nach An-
hang 1 der 4. BImSchV als IED-Anlagen einzustu-
fen waren, gelten für die Vorlage von Ausgangszu-
standsberichten spezifische Übergangsregelungen 
gemäß § 67 Abs. 5 BImSchG, die auch für solche 
Anlagen zur Anwendung kommen, für die vor dem 
07. 01. 2013 eine Genehmigung erteilt worden ist, 
oder für die vor dem 07. 01. 2013 vom Vorhabenträ-
ger ein vollständiger Genehmigungsantrag gestellt 
wurde.
Für derartige Anlagen ist beim ersten Antrag auf 
Änderungsgenehmigung nach dem 07. 01. 2014 (für 
Anlagen, die der IVU-Richtlinie unterlagen) resp. 
nach dem 07. 07. 2015 (für Anlagen, die nicht der 
IVU-Richtlinie unterlagen) ein erster Ausgangszu-
standsbericht vorzulegen, der nach § 25 Abs. 2 der 
9. BImSchV die gesamte Anlage mit den in ihr ver-
wendeten, erzeugten oder freigesetzten relevanten 
gefährlichen Stoffe zum Gegenstand hat, und zwar 
auch dann, wenn die genehmigungspflichtige Än-
derung nicht die Verwendung, Erzeugung oder 
Freisetzung relevanter gefährlicher Stoffe betrifft.
Außerdem ist bei jeder Änderung einer IED-Anlage 
ein komplexer Ausgangszustandsbericht vorzule-
gen, wenn mit der Änderung neue relevante gefähr-
liche Stoffe verwendet, erzeugt oder freigesetzt wer-
den oder wenn infolge der beantragten Änderung 
erstmals die Verwendung, Erzeugung oder Freiset-
zung relevanter gefährlicher Stoffe zu erwarten ist. 
Dies kann auch erforderlich werden, wenn durch 
die Änderung Mengenschwellen relevanter gefähr-
licher Stoffe überschritten werden.
Sollte bereits ein Ausgangszustandsbericht vorlie-
gen, so ist eine Ergänzung erforderlich, wenn die 
Änderung die zusätzliche oder anderweitige Ver-
wendung, Erzeugung oder Freisetzung relevanter 
gefährlicher Stoffe umfasst, für deren Beurteilung 
der vorliegende Ausgangszustandsbericht keine 
ausreichende Grundlage beinhaltet.
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schen Anlagen nicht mit Boden und Grundwasser in 
Kontakt. Dementsprechend sind sie, im Gegensatz zu 
Gasen, die aus unterirdischen Anlagen austreten kön-
nen und in den Boden eindiffundieren, keine bezüg-
lich möglicher Boden- und Grundwasserverschmut-
zungen relevanten gefährlichen Stoffe.
Ergibt sich aus der Prüfung der in der Anlage verwen-
deten, erzeugten oder freigesetzten Stoffe, dass es sich 
nicht um Stoffe / Gemische handelt, deren Gefährlich-
keit durch entsprechende H3xx-Sätze und / oder H4xx-
Sätze der CLP-Verordnung gekennzeichnet ist, so 
entfällt die Notwendigkeit einen Ausgangszustands-
bericht vorzulegen. Es empfiehlt sich aber das Ergeb-
nis der Prüfung zu dokumentieren und mit den An-
tragsunterlagen für die BImSchG-Genehmigung der 
Behörde vorzulegen.
Enthält das anlagenspezifische Stoffinventar hin-
gegen gefährliche Stoffe, die Gesundheitsgefahren 
und / oder Umweltgefahren gemäß CLP-Verordnung 
aufzeigen, so ist zu hinterfragen, ob diese Stoffe / Ge-
mische (im folgenden Text wird statt von „Stoffen / Ge-
mischen“ nur noch von „Stoffen“ gesprochen) unter 
den tatsächlichen Gegebenheiten in der IED-Anlage 
überhaupt in der Lage sind, Verschmutzungen des Bo-
dens oder des Grundwassers zu verursachen.

Zur Prüfung der boden- / grundwasserbezogenen stoff-
lichen Relevanz der identifizierten gefährlichen Stoffe 
verweist die LABO (Bund / Länder-Arbeitsgemeinschaft 
Bodenschutz) in der „Arbeitshilfe zum Ausgangszu-
standsbericht“ (Stand 07. 08. 2013) im Wesentlichen 
auf die Einstufung in Wassergefährdungsklassen 
(WGK) der Verwaltungsvorschrift wassergefährdende 
Stoffe (VwVwS) bzw. der im Entwurf vorliegenden Ver-
ordnung über Anlagen zum Umgang mit wasserge-
fährdenden Stoffen (AwSV), da in diesen Regelwerken 
die Gefahrensätze mit einer Wassergefährdungsklasse 

verknüpft sind und wassergefährdende Stoffe grund-
sätzlich auch Bodenrelevanz aufweisen. Ferner emp-
fiehlt die LABO auch Stoffe der Bundesbodenschutz-
verordnung, der Grundwasserverordnung und der 
Oberflächengewässerverordnung zu thematisieren, 
sofern die dort genannten Stoffe die Gefahreneigen-
schaften der CLP-Verordnung erfüllen.
Die Mengenrelevanz gemäß § 3 Abs. 10 BImSchG liegt 
vor, wenn erhebliche Mengen gefährlicher Stoffe ver-
wendet, erzeugt oder freigesetzt werden und hier-
durch die Möglichkeit einer Verschmutzung von 
Boden und Grundwasser besteht. Ab welcher Menge 
ein Stoff als relevant zu klassifizieren ist, hängt im 
Wesentlichen von seiner Gesundheits- und Umweltge-
fährlichkeit und dementsprechend von den zugehöri-
gen H-Sätzen sowie in Abhängigkeit der Gefahrenhin-
weise von den Wassergefährdungsklassen ab. Je höher 
die Gefährlichkeit eines Stoffes, ausgedrückt durch 
die Gefahrenhinweise der CLP-Verordnung oder die 
Wassergefährdungsklasse, desto geringer ist die als 
relevant zu beurteilende Menge, die die Notwendig-
keit eines Ausgangszustandsberichtes auslöst. Eine 
als Anhalt dienende, orientierende Zuordnung von 
in Abhängigkeit der Stoffgefährlichkeit ausgewählten 
H-Sätzen oder Wassergefährdungsklassen zu Mengen-
schwellen des Durchsatzes resp. der Lagerungskapa-
zität ist in Anlehnung an die LABO-Empfehlung in 
Tabelle 1 dokumentiert.
Als weitere Voraussetzung für die Notwendigkeit ei-
nes Ausgangszustandsberichtes ist gemäß § 10 Abs. 1 a 
Satz 2 BImSchG die Frage zu klären, ob die Möglichkeit 
einer Verschmutzung des Bodens oder des Grundwas-
sers infolge der Handhabung relevanter gefährlicher 
Stoffe auf dem Anlagengrundstück im konkreten Ein-
zelfall durch die tatsächlichen Umstände der Verhin-
derung eines Eintrages durch entsprechende Siche-
rungsvorrichtungen über die gesamte Betriebsdauer 
der Anlage begründet ausgeschlossen werden kann. 
Insbesondere bei Anlagen, die entsprechend der was-
serrechtlichen Anforderungen über den Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen errichtet und betrieben 
werden, d. h. Anlagen, die die VAwS-Anforderungen 
einhalten, kann in der Regel davon ausgegangen wer-
den, dass ein Eintrag im Sinne des § 10 Abs. 1 a Satz 2 
BImSchG auszuschließen ist, wenn beispielsweise die 
folgenden Schutzvorkehrungen vorliegen (vgl. dazu 
Erlass des MKULNV-NRW vom 03. 06. 2014, AZ: IV-2-
460.20.01 / IV-4-549; in anderen Bundesländern dürf-
ten vergleichbare Regelungen vorliegen oder z. Zt. 
thematisiert werden):
• doppelwandige Rohrleitungen,
• Feststoffanlagen mit dichten Behältnissen auf in Be-

ton- oder Asphaltbauweise befestigten Betriebsflä-
chen,

• oberirdische HBV-Anlagen für flüssige wasserge-
fährdende Stoffe mit doppeltem bautechnischen 
Barrieresystem,

• ausreichende Löschwasserrückhaltung.

Berücksichtigung von Gemischen
In Artikel 3 der CLP-Verordnung werden als „ge-
fährliche Stoffe“ sowohl Stoffe als auch Gemische 
adressiert, wenn der Stoff oder das Gemisch den in 
Anhang I der CLP-Verordnung festgelegten Kriterien 
entspricht und in die zugehörigen Gefahrenklassen 
eingestuft wird. Weist ein Gemisch dementspre-
chend eine gefährliche Eigenschaft auf, so ist für 
die weitere Prüfung der stofflichen und mengen-
mäßigen Relevanz auf seine gefährlichen (Inhalts-) 
Stoffe Bezug zu nehmen. Für die Prüfung von Ge-
mischen ist ab dem 01. 06. 2015 die CLP-Verordnung 
verbindlich anzuwenden; bis dahin können die R-
Sätze gemäß der Stoffrichtlinie (RL 67/548/EWG) 
und der Zubereitungsrichtlinie (RL 1999/45/EG) be-
nutzt werden. Bei Gemischen sind unbedingt die 
Mengenanteile der relevanten gefährlichen Stoffe 
im Gesamtgemisch bei der Beurteilung der Men-
genrelevanz des jeweiligen Stoffes heranzuziehen.
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Tabelle 1: Einordnung gefährlicher Stoffe in Abhängigkeit von Gefahrenhinweisen (H-Sätze) oder Wassergefährdungsklasse, Mengenrelevanz 
nach LABO (2013)

Gefahrenhinweis
CLP-Verordnung

Bezeichnung der
Gefahrenhinweise

o
d

er

Wasser-
gefährdungs-

klasse

Durchsatz [kg/a] /
Lagerungs-
kapazität [l]

H300 Lebensgefahr bei Verschlucken

3

stark wasser-
gefährdend

≥ 10

H340 Kann genetische Defekte verursachen 1)

H350 Kann Krebs erzeugen 1)

H360 Kann die Fruchtbarkeit beeinträchtigen oder das Kind im 
Mutterleib schädigen 1), 2)
Kann die Fruchtbarkeit beeinträchtigen oder das Kind im 

1), 2)
Kann die Fruchtbarkeit beeinträchtigen oder das Kind im 

H400 Sehr giftig für Wasserorganismen

H410 Sehr giftig für Wasserorganismen, mit langfristiger Wirkung

H411 Giftig für Wasserorganismen, mit langfristiger Wirkung

H412 Schädlich für Wasserorganismen, mit langfristiger Wirkung

H301 Giftig bei Verschlucken

2

wasser-
gefährdend

≥ 100

H310 Lebensgefahr bei Hautkontakt

H311 Giftig bei Hautkontakt

H330 Lebensgefahr bei Einatmen

H331 Giftig bei Einatmen

H341 Kann vermutlich genetische Defekte verursachen1)

H351 Kann vermutlich Krebs erzeugen1)

H361 Kann vermutlich die Fruchtbarkeit beeinträchtigen oder das 
Kind im Mutterleib schädigen1), 2)
Kann vermutlich die Fruchtbarkeit beeinträchtigen oder das 

1), 2)
Kann vermutlich die Fruchtbarkeit beeinträchtigen oder das 

H362 Kann Säuglinge oder die Muttermilch schädigen

H370 Schädigt die Organe1), 3)

H372 Schädigt die Organe bei längerer oder wiederholter Exposi-
tion1), 3)
Schädigt die Organe bei längerer oder wiederholter Exposi-

1), 3)
Schädigt die Organe bei längerer oder wiederholter Exposi-

H302 Gesundheitsschädlich bei Verschlucken

1

schwach wasser-
gefährdend

≥ 1.000

H304 Kann bei Verschlucken und Eindringen in die Atemwege 
tödlich sein

H312 Gesundheitsschädlich bei Hautkontakt

H314 Verursacht schwere Verätzungen der Haut und schwere Au-
genschäden

H317 Kann allergische Hautreaktionen verursachen

H332 Gesundheitsschädlich bei Einatmen

H334 Kann bei Einatmen Allergien, asthmaartige Symptome oder 
Atembeschwerden verursachen

H335 Kann die Atemwege reizen

H336 Kann Schläfrigkeit und Benommenheit verursachen

H371 Kann die Organe schädigen1), 3)

H373 Kann die Organe schädigen bei längerer oder wiederholter 
Exposition1), 3)
Kann die Organe schädigen bei längerer oder wiederholter 

1), 3)
Kann die Organe schädigen bei längerer oder wiederholter 

H413 Kann für Wasserorganismen schädlich sein, mit langfristiger 
Wirkung

1) Mit Expositionsweg, sofern schlüssig belegt ist, dass diese Gefahr bei keinem anderen Expositionsweg besteht.
2) Sofern bekannt, wird / werden die konkrete(n) Wirkung(en) angegeben.
3) Angabe aller betroffenen Organe, sofern bekannt.
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.Ausgangszustandsbericht und Rückführungspflicht nach der IED-Richtlinie

Wenn für IED-Anlagen aufgrund der stofflichen Rele-
vanz, der Mengenrelevanz sowie der tatsächlichen 
Verschmutzungsmöglichkeit die Notwendigkeit eines 
Ausgangszustandsberichtes nicht ausgeschlossen wer-
den kann, ist, vor dem Hintergrund der Übergangs-
regelungen für Bestandsanlagen gemäß § 67 Abs. 5 
BImSchG sowie der Regelungen in § 25 Abs. 2 der 
9. BImSchV, davon auszugehen, dass sukzessive alle 
derartigen IED-Anlagen der Verpflichtung unterlie-
gen werden, einen Ausgangszustandsbericht vorzu-
legen, und zwar für die gesamte Anlage sowie unter 
Vorlage der notwendigen Informationen über Boden- 
und Grundwassermessungen, die den Zustand zum 
Zeitpunkt der AZB-Erstellung dokumentieren.
Der Ausgangszustandsbericht sowie die Rückfüh-
rungspflicht bei Stilllegung einer IED-Anlage sind 
zusätzliche boden- und grundwasserschützende Ins-
trumente des Bundesimmissionsschutzgesetzes, die 
bezogen auf relevante gefährliche Stoffe die genann-
ten Rückführungspflichten dann begründen, wenn 
sich eine Verschlechterung des Ausgangszustandes 
bestätigt, die bodenschutzrechtlich noch nicht als 
schädliche Bodenveränderung oder Altlast zu beur-
teilen wäre. Als spezifische seit dem 07. 01. 2013 anzu-
wendende Verpflichtung ersetzen Ausgangszustands-
bericht und Rückführungspflicht nicht die sonstigen 
Vorgaben des Bodenschutzrechtes, die weiterhin bei 
schädlichen Bodenveränderungen und Altlasten ge-
mäß § 3 Abs. 1 Nr. 11 BBodSchG immer dann zur An-
wendung kommen, wenn und soweit das Bundesim-
missionsschutzgesetz Einwirkungen auf den Boden 
nicht regelt.

Notwendigkeit von Boden- und Grundwassermes-
sungen bei Neu- und Änderungsgenehmigungen
In Abhängigkeit der Vornutzung ist die Notwendig-
keit von Boden- und Grundwassermessungen für den 
Ausgangszustandsbericht wie folgt zu differenzieren:
1. Neugenehmigung einer IED-Anlage auf bisher 

nicht vorgenutztem Grundstück („Grüne Wiese“) 
gemäß §4 BImSchG,

2. Neugenehmigung auf selbst- oder fremdvorge-
nutzter Fläche gemäß § 4 BImSchG,

3. Änderungsgenehmigung einer bestehenden An-
lage gemäß § 16 BImSchG.

Neugenehmigung auf „Grüne-Wiese-Flächen“
Für den Genehmigungsantrag einer geplanten IED-
Anlage auf einer bisher als „Grüne Wiese“ vorliegen-
den Fläche können Boden- und Grundwasserbelas-
tungen mit den zukünftig gehandhabten relevanten 
gefährlichen Stoffen definitiv ausgeschlossen werden, 
falls nicht im Zuge früherer Auffüllungen und Bau-
reifmachungen schadstoffhaltige Ersatzbaustoffe (Ab-
fälle) verwendet wurden. Dementsprechend sind für 
den Ausgangszustandsbericht, unabhängig von der 
Dokumentation der sonstigen Standortverhältnisse 
gemäß den Empfehlungen der LABO-Arbeitshilfe, be-
züglich der anlagenspezifischen relevanten gefährli-

chen Stoffe Boden- und Grundwasseruntersuchungen 
nicht zwingend erforderlich.

Ausgangszustandsbericht und bodenschutzrecht-
liche Anforderungen
Obwohl der Ausgangszustandsbericht in erster 
Linie der Beweissicherung dahingehend dient, 
ob durch den Anlagenbetrieb bis zum Zeitpunkt 
der Stilllegung der Anlage relevante gefährliche 
Stoffe zu erheblichen Boden- oder Grundwasser-
verschmutzungen beigetragen haben, dürfte die 
Befürchtung mancher Anlagenbetreiber nicht 
unberechtigt sein, dass im Zuge der Erstellung 
des Ausgangszustandsberichtes Kontaminationen 
festgestellt und im Sinne eines Anfangsverdachtes 
dokumentiert werden, die eine Sanierungspflicht 
nach Bodenschutzrecht auslösen könnten, oder bei 
Erkenntnissen über vorliegende Grundwasserver-
unreinigungen zu wasserrechtlichen Gegenmaß-
nahmen verpflichten, um sich nicht dem Straftat-
bestand der Gewässerverunreinigung durch Unter-
lassen auszusetzen.
Der Erlass des Ministeriums für Klimaschutz, Um-
welt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
des Landes Nordrhein-Westfalen vom 06. 09. 2013 
(AZ: IV-2 460.20.01) thematisiert diesen Sachverhalt 
wie folgt: „Ziel des AZB ist die Ermittlung des Aus-
gangszustandes von Boden und Grundwasser im 
Hinblick auf die zukünftig verwendeten relevanten 
gefährlichen Stoffe und nicht die Ermittlung von 
Altlasten und bestehenden schädlichen Bodenver-
änderungen. Werden allerdings im Rahmen der 
Untersuchungen zum AZB Anhaltspunkte für das 
Vorliegen einer schädlichen Bodenveränderung 
auf dem Anlagengrundstück ermittelt, welche die 
Anzeigepflicht i. S. des § 2 Abs. 1 LBodSchG (NRW) 
auslösen, fallen diese unter den Anwendungsbe-
reich des Bodenschutzrechtes. Ggf. erforderliche 
bodenschutzrechtliche Maßnahmen sind dann von 
der zuständigen Bodenschutzbehörde weiter zu 
verfolgen.“
Insbesondere bei langjährig industriell vorgenutz-
ten Flächen, vor allem denjenigen, die durch einen 
anderen Industriebetrieb genutzt wurden, dürfte 
nicht selten ein derartiger Anfangsverdacht nicht 
ausgeschlossen werden können, wenn der Vornut-
zer einer genehmigungsbedürftigen Anlage der 
Verpflichtung gemäß § 5 Abs. 3 BImSchG, die be-
reits im Jahr 1990 im Zuge der dritten Änderung 
des Bundesimmissionsschutzgesetzes eingefügt 
wurde, nicht ausreichend oder nicht nachsorge-
anordnungskonform dahingehend nachgekom-
men ist, bei Stilllegung der Anlage den ordnungs-
gemäßen Zustand wiederherzustellen. In einem 
derartigen Fall bestehen gemäß § 3 Abs. 1 Satz 1 
BBodSchV Anhaltspunkte für das Vorliegen einer 
Altlast resp. einer schädlichen Bodenveränderung 
(§ 3 Abs. 2 Satz 1) bereits dann, „wenn auf Grundstü-
cken über einen längeren Zeitraum oder in erheb-cken über einen längeren Zeitraum oder in erheb-
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Als Beweissicherungsniveau können, falls vorhanden, 
regionale Hintergrundwerte angesetzt werden; realis-
tischer dürfte jedoch sein, für die relevanten gefährli-
chen Stoffe die jeweilige Bestimmungsgrenze in Ab-
stimmung mit der zuständigen Behörde festzulegen.
Punktuelle Beprobungen von Boden und Grundwasser 
dürften aber dennoch anzuraten sein, zum einen, um 
den Belastungsausschluss zu verifizieren, zum ande-
ren, um dem Wortlaut des § 4 a Abs. 4 Satz 2 der 9. BIm-
SchV zu genügen, der Informationen über Boden- und 
Grundwassermessungen bezüglich des Zustandes 
zum Zeitpunkt der Erstellung des AZB verlangt und 
offensichtlich, bei nicht den Anforderungen genü-
genden, bereits vorhandenen Informationen, einen 
kompletten Verzicht auf Messungen scheinbar nicht 
zulässt, auch wenn dies in Anbetracht der (erst) zu-
künftig auf „Grüne-Wiese-Flächen“ gehandhabten 

relevanten gefährlichen Stoffe nicht verhältnismäßig 
erscheint, zumal der Betreiber der geplanten IED-An-
lage auch ohne zusätzliche Messungen verpflichtet 
ist, bei Stilllegung der Anlage den Ausgangszustand 
wiederherzustellen, der durch die Bestimmungsgren-
zen der relevanten gefährlichen Stoffe dokumentiert 
ist, soweit für diese stoffbezogene Bestimmungsgren-
zen überhaupt vorliegen.

Neugenehmigungen auf vorgenutzten Flächen
Bezieht sich die erstmalige Genehmigung einer IED-
Anlage auf eine Fläche, die durch den Antragsteller 
selbst gewerblich oder industriell vorgenutzt wurde, 
dann sollte in der Regel davon auszugehen sein, dass 
in der Vornutzungsphase die bodenschutz- und even-
tuell auch die immissionschutzrechtlichen Pflichten 
erfüllt wurden und u. U. sogar, bei Anlagen, die seit 
längeren Zeiträumen stillgelegt waren, die Wieder-
herstellung des ordnungsgemäßen Zustandes des 
Anlagengrundstücks durchgeführt wurde. In einem 
derartigen Fall sollten ausreichende Informationen 
über Boden- und Grundwassermessungen vorliegen, 
die den Zustand zum Zeitpunkt der AZB-Erstellung 
belegen. Falls die vorliegenden Messergebnisse dem 
Stand der Messtechnik entsprechen, sind gemäß § 4 a 
Abs. 4 Satz 2 der 9. BImSchV neue Boden- und Grund-
wassermessungen nicht erforderlich, was mit der zu-
ständigen Genehmigungsbehörde abzustimmen ist. 
Wenn auch aufgrund der Nutzungshistorie bestätigt 
werden kann, dass die zukünftigen relevanten gefähr-
lichen Stoffe im bisherigen Anlagenbetrieb keine Ver-
wendung fanden, sind im Ausgangszustandsbericht 
zur Beweissicherung die Bestimmungsgrenzen der 
für die beantragte Anlage relevanten gefährlichen 
Stoffe festzulegen.
Anders ist die Situation bezüglich der Belastungsvor-
kenntnisse bei fremdvorgenutzten Grundstücken, 
falls es sich nicht um bodenschutzrechtlich sanierte 
Flächen handelt, die im Zuge einer Neugenehmigung 
einer IED-Anlage analog zur Selbstvornutzung thema-
tisiert werden können. Ist die Voraussetzung einer im 
bodenschutzrechtlich ordnungsgemäßen Zustand be-
findlichen Fläche nicht gegeben, so ist von einem un-
bekannten Schadstoffspektrum im Boden und Grund-
wasser auszugehen. Auch eine Vorbelastung mit den 

licher Menge mit Schadstoffen umgegangen wurde 
und die jeweilige Betriebs-, Bewirtschaftungs- oder 
Verfahrensweise oder Störungen des bestimmungs-
gemäßen Betriebs nicht unerhebliche Einträge 
solcher Stoffe in den Boden vermuten lassen.“ Do-
kumentiert der Ausgangszustandsbericht für eine 
vorgenutzte Fläche derartige Anhaltspunkte, dann 
ist die zuständige Behörde gemäß § 9 Abs. 1 BBod-
SchG selbst zur Aufklärung des Sachverhaltes ver-
pflichtet und trägt die entsprechenden Kosten. Lie-
gen allerdings bereits konkrete Anhaltspunkte vor, 
die den hinreichenden Verdacht einer schädlichen 
Bodenveränderung oder einer Altlast begründen, 
beispielsweise bei Überschreitung von Prüfwerten 
der BBodSchV, kann die Behörde weitere Untersu-
chungen zur Gefahrerforschung gemäß § 9 Abs. 2 
BBodSchG sowie im Bedarfsfall eine Sanierung an-
ordnen, deren Kosten der Betreiber als Zustandsstö-
rer tragen muss. Deshalb sollten Grundstückstrans-
aktionen, auch im Zusammenhang mit nachhaltig-
keitspolitisch sinnvollen Maßnahmen der Brachflä-
chenreaktivierung zur industriellen Nutzung, sehr 
sorgfältig durch eine auf Boden- und Grundwasser-
kontaminationen ausgerichtete „environmental 
due-diligence“ vorbereitet werden, um eventuelle 
aus der IED-Richtlinie resultierende Käuferrisiken 
zu minimieren.
Im Unterschied zu fremdvorgenutzten Grundstü-
cken dürften bei einer Selbstnutzung durch eine 
genehmigungsbedürftige Anlage derartige aus der 
Vornutzung resultierende Risiken bezüglich der 
Identifikation bisher nicht bekannter schädlicher 
Bodenveränderungen kaum bestehen, wenn der 
Betreiber sowohl seinen bodenschutzrechtlichen 
Pflichten zur Abwehr schädlicher Bodenverände-
rungen gemäß § 4 Abs. 2 BBodSchG nachgekom-
men ist und auch die immissionsschutzrechtlichen 
Pflichten, insbesondere die vorsorgeorientierten 
Pflichten gemäß dem Stand der Technik nach § 5 
BImSchG, beachtet hat.

Fehlende Untersuchungsmethoden für bestimmte 
relevante gefährliche Stoffe
Da für eine große Zahl der relevanten gefährlichen 
Stoffe gemäß CLP-VO keine validierten stoffbezo-
genen Untersuchungsmethoden und auch keine 
regionalen Hintergrundwerte vorliegen, stellt sich 
zum einen die Frage nach der Untersuchungsme-
thode und zum anderen die Frage nach den Bewer-
tungskriterien. Zu prüfen ist z. B., ob und welcher 
Summenparameter ggf. zur Darstellung des Aus-
gangszustands herangezogen werden kann.
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relevanten gefährlichen Stoffen, die in der geplanten 
Anlage verwendet, erzeugt oder freigesetzt werden 
können, ist nicht auszuschließen, wenn die frühere 
Standortnutzung diesbezüglich keine Informationen 
eröffnet. In diesem Fall sind auf der Grundlage eines 
mit der zuständigen Behörde abgestimmten Untersu-
chungskonzeptes detaillierte Boden- und Grundwas-
sermessungen gemäß der LABO-Arbeitshilfe zu emp-
fehlen, die für das Anlagengrundstück sowohl das 
Spektrum der zukünftigen relevanten gefährlichen 
Stoffe umfassen, als auch sonstige boden- und gewäs-
ser schutzrelevante Kontaminationen beinhalten, um 
auszuschließen, dass zum Zeitpunkt der AZB-Vor-
la ge bereits ein boden- / gewässerschutzrecht licher 
Hand lungs bedarf besteht. Liegen die entsprechenden 
Mess werte der Boden- sowie der Grundwas serproben 
unterhalb der zugehörigen Prüfwerte der BBodSchV 
(Feststoffwerte: Industrie- und Gewerbegebiete, Eluat-
werte am Ort der Probenahme: Prüfwerte Pfad Bo-
den / Grundwasser) resp. unterhalb der Schwellen-
werte der Grundwasserverordnung, so ist für diese 
rechtlich normierten Belastungsparameter der Ver-
dacht einer schädlichen Bodenveränderung bzw. 
einer bereits vorliegenden Grundwasserbelastung 
auszuschließen. Bezüglich weiterer Messergebnisse, 
insbesondere auch hinsichtlich der zukünftigen rele-
vanten gefährlichen Stoffe, können prüfwertanalog 
abgeleitete Vergleichswerte, die in der Diskussion be-
findlichen Geringfügigkeitsschwellenwerte der LAWA 
sowie die stoffspezifischen Nachweisgrenzen als Ver-
gleichsmaßstäbe angesetzt werden. Liegen die Mess-
ergebnisse auch hierbei im unauffälligen Bereich, 
dann besteht zum Zeitpunkt der AZB-Vorlage keine 
Problematik bezüglich boden- und gewässerschutz-
rechtlicher Anforderungen und der Ausgangszustand 
für die relevanten gefährlichen Stoffe ist deutlich 
besser als der ordnungsgemäße Zustand, wenn we-
der im Boden noch im Grundwasser Messergebnisse 
oberhalb der Nachweisgrenze ermittelt wurden. In 
diesem Fall ist mit der Behörde abzustimmen, als 
Ausgangszustand die Bestimmungsgrenzen für die 
zukünftig gehandhabten relevanten gefährlichen 
Stoffe festzulegen, weil die Bestimmungsgrenzen die 
quantitativen Maßstäbe für eine „Nullbelastung“ dar-
stellen, und bei Überschreitung einer zu definieren-
den „Erheblichkeitsschwelle bei Stilllegung der An-
lage die Verpflichtung besteht, die dann vorliegende 
erhebliche Kontamination durch Beseitigung, soweit 
dies verhältnismäßig ist, auf diesen Ausgangszustand 
zurückzuführen.
Werden dahingegen aufgrund der Boden- und Grund-
wassermessungen Belastungen identifiziert, die die 
Prüfwerte der Bodenschutzverordnung überschreiten 
und bezüglich sonstiger Stoffe die prüfwertanalog ab-
geleiteten Vergleichswerte oder andere rechtlich nor-
mierte Begrenzungen nicht einhalten, dann ist der 
ordnungsgemäße Zustand nicht gegeben, sondern es 
besteht vielmehr der Verdacht einer anzeigepflichti-
gen schädlichen Bodenveränderung. In Abhängigkeit 

der Höhe der festgestellten Belastungen ist mit der 
zuständigen Behörde abzustimmen, ob weitere Un-
tersuchungen erforderlich sind oder zeitnah Siche-
rungs- resp. Sanierungsmaßnahmen durchgeführt 
werden müssen. Falls, trotz einer noch nicht gege-
benen Sanierungsnotwendigkeit, bereits vorliegende 
Belastungen für die anlagenspezifisch relevanten ge-
fährlichen Stoffe in Boden und / oder Grundwasser 
des Anlagengrundstücks nachgewiesen werden, sind 
diese Resultate in den Ausgangszustandsbericht auf-
zunehmen, denn sie dokumentieren, gerade weil sie 
aus der Fremd vornutzung resultieren, die quantita-
tive Basis (Null niveau) der nicht dem Antragsteller 
zuzurechnen den Rück führungsverpflichtung bei 
Still legung der beantragten Anlage.
Trägt diese Belastung im Zusammenhang mit den 
sonstigen schädlichen Bodenveränderungen aller-
dings dazu bei, eine bodenschutzrechtliche Sanie-
rungsbedürftigkeit vor Inbetriebnahme der geplan-
ten IED-Anlage zu begründen, dann ist der Antrag-
steller i. d. R. als Grundstückseigentümer und damit 
als Zustandsstörer verpflichtet und auch im eigenen 
Interesse gehalten, die notwendige Sanierung, bei-
spielsweise durch Bodenaustausch und sonstige Maß-
nahmen, durchzuführen, um so auch den weiteren 
Eintrag von Schadstoffen in das Grundwasser auszu-
schließen. Unter der Voraussetzung einer erfolgrei-
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chen Sanierung von Boden und Grundwasser kann 
für die sanierten Areale des Anlagengrundstücks 
der zu dokumentierende Ausgangszustand entweder 
über die den Sanierungszielen entsprechende Restbe-
lastung oder anhand der Bestimmungsgrenzen der 
zukünftig zu handhabenden relevanten gefährlichen 
Stoffe festgelegt werden.
Sollte eine umgehende Sanierung, auch aus Gründen 
der Verhältnismäßigkeit, nicht erforderlich sein, so 
ist anzuraten, im Benehmen mit den zuständigen Be-
hörden, die Sanierung des Anlagengrundstücks auf 
den Zeitpunkt nach der Anlagenstilllegung zu ver-
schieben und durch eine entsprechende Auflage im 
Genehmigungsbescheid zu gewährleisten, dass sämt-
liche Belastungen bis hin zum ordnungsgemäßen 
Zustand, d. h. für die bereits vor Inbetriebnahme der 
Anlage nachgewiesenen gefährlichen Stoffe über den 
Ausgangszustand hinausgehend, beseitigt werden, zu-
mal bei einer Sanierung durch Dekontamination, z. B. 
durch Bodenaustausch, eine stoffspezifische Differen-
zierung in der Regel nicht möglich sein dürfte.

Änderungsgenehmigungen
Bei der Beantragung von nach §16 BImSchG (wesent-
liche Änderung) genehmigungspflichtigen Änderun-
gen für Bestandsanlagen ist gemäß § 25 Abs. 2 der 
9. BImSchV ein erster Ausgangszustandsbericht für 
die gesamte Anlage vorzulegen, also nicht beschränkt 
auf den von der Änderung betroffenen Teil der Anlage 
und außerdem unabhängig davon, ob die genehmi-
gungspflichtige Änderung die Verwendung, Erzeu-
gung oder Freisetzung relevanter gefährlicher Stoffe 
betrifft. Insbesondere dieser erste Ausgangszustands-
bericht muss dementsprechend unabhängig vom kon-
kreten Änderungsvorhaben grundsätzlich alle in der 
Anlage gehandhabten, relevanten gefährlichen Stoffe 
umfassen und nicht nur die Stoffe, die im Änderungs-
verfahren nach § 16 BImSchG adressiert werden. Da-
mit unterscheidet sich der Ausgangszustandsbericht 
bei Änderungsgenehmigungen für Bestandsanlagen 
nicht von dem, der bei Neugenehmigungen von IED-
Anlagenbetreibern vorzulegen ist, denn, soweit er 
sich auf nicht geänderte Anlagenteile bezieht, dient 
er weniger der Konkretisierung der Rückführungs-
pflicht der nach dem 07. 01. 2013 aus dem Anlagen-
betrieb resultierenden Boden- oder Grundwasserver-
schmutzungen durch relevante gefährliche Stoffe, 
sondern vielmehr der generellen Information der Be-
hörde über den Zustand des Anlagengrundstücks und 
der Einschätzung, inwieweit der Betrieb der Anlage 
Boden- oder Grundwasserverschmutzungen durch 
relevante gefährliche Stoffe verursachen könnte resp. 
bereits verursacht hat.
Unter der Voraussetzung, dass immissionsschutz-
rechtlich genehmigte Bestandsanlagen unter Beach-
tung der Verpflichtungen nach § 5 BImSchG betrieben 
und gemäß § 52 BImSchG überwacht werden, ist in 
der Regel davon auszugehen, dass ausreichende Infor-
mationen über die bisher in der Anlage gehandhabten 

relevanten gefährlichen Stoffe sowie über den Boden- 
und Grundwasserzustand des Anlagengrundstücks 
vorliegen. Soweit diese Informationen keine Hinweise 
auf boden- / gewässerschutzrechtlich zu thematisie-
rende Kontaminationen beinhalten und den Zustand 
für relevante gefährliche Stoffe zum Zeitpunkt der 
Erstellung des AZB wiedergeben, sind sie bezüglich 
der stofflichen Relevanz, der Mengenrelevanz und 
der tatsächlichen Möglichkeit ein Verschmutzungs-
risiko auszulösen, zu bewerten und in das weitere 
Untersuchungskonzept für den Ausgangszustands-
bericht einzubinden. Wird plausibel aufgezeigt, dass 
ein Eintrag der in der Anlage bisher gehandhabten re-
levanten gefährlichen Stoffe durch geeignete Schutz-
vorkehrungen auf dem gesamten Anlagengrundstück 
ausgeschlossen werden kann und bezieht sich der 
Änderungsantrag nicht auf den Umgang mit relevan-
ten gefährlichen Stoffen, kann, in Abstimmung mit 
der zuständigen Genehmigungsbehörde, auf die wei-
tere Bearbeitung sowie die Vorlage eines Ausgangszu-
standsberichtes verzichtet werden.
Sind die Schutzvorkehrungen jedoch nicht ausrei-
chend, um das Eindringen relevanter gefährlicher 
Stoffe in Boden und Grundwasser auf Dauer zu ver-
hindern, müssen für bereits nachweisbare Belastun-
gen die jeweiligen Messergebnisse als Ausgangszu-
stand für die bisher in der Anlage gehandhabten rel-
evanten gefährlichen Stoffe dokumentiert werden. Be-
zieht sich die genehmigungspflichtige Änderung auf 
die Verwendung, Erzeugung oder Freisetzung neuer 
oder anderer gefährlicher Stoffe und ist ihre stoffli-
che sowie die mengenmäßige Relevanz gegeben, so 
sind hierfür als Beweissicherungsniveau entweder die 
nicht betriebsbedingten, regionalen Hintergrundbe-
lastungen der jeweiligen Stoffe anzusetzen, falls diese 
ermittelbar sind, oder die stoffspezifischen Bestim-
mungsgrenzen im Ausgangszustandsbericht festzule-
gen, es sei denn, für den neuen Anlagenteil würden 
Schutzsysteme genehmigungsrechtlich gefordert und 
realisiert, die beispielsweise den Anforderungen des 
MKULNV-Erlasses vom 03. 06. 2014 genügen, wodurch 
die Vorlage eines Ausgangszustandsberichtes für den 
geänderten Teil der Anlage nicht notwendig wäre. In 
anderen Bundesländern sind die spezifischen Bedin-
gungen hierfür zu prüfen.
Nachdrücklich ist darauf hinzuweisen, dass gerade 
für den Ausgangszustandsbericht im Rahmen von 
Änderungsgenehmigungsverfahren eine frühzeitige, 
sorgfältige Abstimmung zwischen Antragsteller, zu-
ständiger Genehmigungsbehörde und dem eventuell 
beauftragten Gutachter erforderlich ist, um die not-
wendigen Boden- und Grundwassermessungen so zu 
strukturieren und zu detaillieren, dass für den AZB 
belastbare Informationen über u. U. bereits vorlie-
gende Verschmutzungen von Boden und Grundwas-
ser durch relevante gefährliche Stoffe und sonstige 
Kontaminationen erhalten werden. Zum einen ist 
hierzu das Anlagengrundstück hinsichtlich der Ver-
wendung, Erzeugung oder Freisetzung der zu disku-

©
 C

op
yr

ig
ht

 E
ric

h 
Sc

hm
id

t V
er

la
g 

G
m

bH
 &

 C
o.

 K
G

, B
er

lin
 2

01
5 

- (
ht

tp
://

w
w

w
.a

ltl
as

te
nd

ig
ita

l.d
e)

 2
4.

02
.2

01
5 

- 1
4:

17
58

70
13

05
38

79
Lizenziert für Prof. Dr. Doetsch, Aachen.

Die Inhalte sind urheberrechtlich geschützt.



altlasten spektrum 1/2015 13

.Ausgangszustandsbericht und Rückführungspflicht nach der IED-Richtlinie

tierenden gefährlichen Stoffe zu charakterisieren 
und abzugrenzen, zum anderen ist in Abstimmung 
mit der Genehmigungsbehörde ein schlüssiges Un-
tersuchungskonzept zu erarbeiten, um den Ausgangs-
zustand hinreichend präzise zu quantifizieren und 
damit bezüglich der späteren Rückführungspflichten 
des Anlagenbetreibers ein Höchstmaß an Sicherheit 
zu bieten.
Gemäß der LABO-Arbeitshilfe zum Ausgangszustands-
bericht unterscheidet sich das Anlagengrundstück 
in der Regel vom zivilrechtlichen Grundstück, denn 
es basiert auf der funktionalen Abgrenzung der ge-
nehmigungsbedürftigen Anlage und umfasst die Flä-
chen, auf denen sich die IED-Produktionsanlage, die 
Nebeneinrichtungen (Rohstoff-, Betriebsstoff-, Zwi-
schenproduktlager, etc.) sowie Leitungstrassen und 
sonstige Handlingbereiche, z. B. innerbetriebliche 
Transportwege, befinden. Maßgeblich sind die am 
Standort durchgeführten Produktionstätigkeiten und 
die Stoffflüsse zwischen den u. U. räumlich getrenn-
ten Anlagenteilen, so dass ein Blockfließbild oder eine 
qualitative Stoffflussanalyse geeignete Grundlagen 
für die Abgrenzung des Anlagengrundstücks darstel-
len.
Die Notwendigkeit eines differenzierten Untersu-
chungskonzeptes besteht vor allem bei vorgenutzten 
Flächen im Zuge von Neu- oder Änderungsgenehmi-
gungen, um in Abhängigkeit der Identifikation mög-
licher Eintragsorte aus der früheren Handhabung 
gefährlicher Stoffe sowie eventueller Ausschlussflä-
chen in Folge technischer Schutzvorkehrungen, un-
ter Berücksichtigung weiterer Standortmerkmale wie 
Topografie, Geologie, Hydrogeologie und Hydrologie, 
sowohl die Verortung und die Anzahl erforderlicher 
Sondieransatzpunkte für die Bodenuntersuchungen 
als auch der Grundwassermessstellen festzulegen 
und den Umfang der chemischen Analytik zu kon-
kretisieren. Zur weiteren Detaillierung und Struktu-
rierung des Untersuchungskonzeptes wird auf die 
LABO-Arbeitshilfe zum Ausgangszustandsbericht und 
zusätzlich auch auf die seit Mai 2014 vorliegenden, 
allerdings rechtlich unverbindlichen „Leitlinien der 
Europäischen Kommission zu Berichten über den 
Ausgangszustand gemäß Art. 22 Abs. 2 der Richtlinie 
2010/75/EU über Industrieemissionen“ (2014/C 136/03) 
verwiesen, wobei letztere den Prozess zur Erstel-
lung des Ausgangszustandsberichtes in acht Stufen 
struktu riert und die Stufe 4 „Nutzungsgeschichte des 
Stand ortes“, die Stufe 5 „Umweltrahmenbedingun-
gen“, die Stufe 6 „Standortcharakterisierung“ sowie 
die Stufe 7 „Standortuntersuchung“ konkrete Hilfe-
stellungen und Empfehlungen zum erforderlichen 
Untersuchungskonzept enthalten.

Fazit
Mit der Umsetzung der Richtlinie 2010/75/EU (IED-
Richt linie) in das deutsche Immissionsschutzrecht 
kommen auf die Betreiber sogenannter IED-Anlagen 
neue Verpflichtungen zu, die insbesondere den Boden- 

und Grundwasserschutz betreffen. Bei Verwendung, 
Erzeugung oder Freisetzung relevanter gefährlicher 
Stoffe ist im Rahmen des Genehmigungsverfahrens 
ein nicht selten komplexer Ausgangszustandsbericht 
vorzulegen, der die gehandhabten Stoffe nach Stoff- 
und Mengenrelevanz charakterisiert, potenzielle Ein-
tragsorte lokalisiert und beurteilt sowie bereits vor-
handene Boden- und Grundwasserverschmutzungen 
dokumentiert. Zielsetzung ist, eine nachvollziehbare 
Datengrundlage festzuschreiben, die dazu beiträgt 
den Boden- und Grundwasserzustand bei Anlagenstill-
legung quantitativ mit dem Ausgangszustand zu 
vergleichen, um den Umfang der Rückführungsver-
pflichtung zu dimensionieren. Um den Ausgangszu-
standsbericht rechtskonform zu erarbeiten ist eine 
frühzeitige Abstimmung mit der Genehmigungsbe-
hörde angeraten, auch um den Detaillierungsgrad 
notwendiger Boden- und Grundwasseruntersuchun-
gen abzuklären und eventuelle Schnittstellen zum 
Boden- / Gewässerschutzrecht zu thematisieren.
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Handbuch und Datenbank

Dieses neue Handbuch erläutert Ihnen detailliert alle 
rechtlichen und technischen Anforderungen an die 
Gewinnung, Verteilung und Bewertung von einwandfreiem 
Trinkwasser. Es behandelt zudem den Schutz der Trink-
wasser-Ressourcen und bietet Ihnen viele Praxismateri-
alien für die Trinkwasserüberwachung.

„Trinkwasser aktuell“ kann auch als Datenbank bezogen 
werden. Neben allen Inhalten des Handbuches bietet sie 
Ihnen u. a. Zugriff  auf ein zusätzliches Kapitel mit
Empfehlungen, Stellungnahmen und Mi� eilungen des 
Umweltbundesamtes und anderer wichtiger Institutionen.

Für Bezieher des Handbuches ist eine Einzellizenz für die 
Nutzung der Datenbank enthalten. 

www.TRINKWASSERAKTUELLdigital.de

mit
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